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	● Die Möglichkeit, Pflichtverlet-
zungen nach § 31 SGB II zu sankti-
onieren, soll dazu beitragen, dass 
Arbeitslose, die Grundsicherungs-
leistungen beziehen, am Vermitt-
lungsprozess mitwirken und sich 
ausreichend um die Aufnahme einer 
Arbeit oder Ausbildung bemühen, 
soweit sie das nicht ohnehin tun.

	● Sanktionen als vorübergehende 
Reduktion des Haushaltseinkom-
mens können nicht nur das Verhal-
ten der Sanktionierten beeinflussen, 
sondern auch das Verhalten ihres 
Partners oder ihrer Partnerin.

	● Frauen, deren Partner wegen 
Pflichtverletzungen sanktioniert 
wurden, haben den Befunden 
dieser Studie zufolge im Untersu-
chungszeitraum 2008 bis 2015 auf 
die Sanktion mit einer rascheren 
Arbeitsaufnahme reagiert. Für die 
Arbeitsaufnahmen von Männern 
spielte die Sanktion ihrer Partnerin 
eine geringere Rolle.

	● Infolge einer Sanktion gegen den 
Partner oder die Partnerin geht die 
Übergangsrate der Frauen und Män-
ner in eine eigene Sanktion zurück.

	● Ein Grund dafür könnte der Ver-
such sein, zusätzliche Einschnitte 
beim Haushaltseinkommen zu 
vermeiden. Eine weitere Erklärung 
wäre, dass den Nichtsanktionierten 
dadurch stärker bewusst wird, dass 
bestimmte Pflichtverletzungen 
Sanktionen zur Folge haben können. 
Infolgedessen vermeiden sie Pflicht-
verletzungen im Schnitt stärker.
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Sanktionen im SGB II führen dazu, dass 
davon betroffene Personen schneller 
eine Arbeit aufnehmen. Erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte in Paarhaushalten 
könnten auf die Sanktion der Partnerin 
oder des Partners in ähnlicher Weise re-
agieren. Inwieweit das der Fall ist und 
welche Rolle Kinder im Haushalt für 
die Effekte von Sanktionen spielen, zei-
gen die nachfolgend vorgestellten For-
schungsergebnisse.

Wenn erwerbsfähige Leistungsberech-
tigte gegen eine gesetzliche Pflicht nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II) verstoßen, kann das Jobcenter 
ihre Leistungen zeitweise kürzen. Eini-
ge Forschungsbefunde weisen darauf 
hin, dass erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte infolge dieser Sanktion schnel-
ler eine Arbeit aufnehmen, wenn auch 

zu tendenziell schlechteren Konditionen 
bezüglich des Entgelts als ohne Sanktion 
(z. B. van den Berg et al. 2017; Wolf 2021).

Von der Leistungsminderung gegen 
ein Mitglied einer Bedarfsgemeinschaft 
sind auch die anderen Mitglieder be-
troffen, da sich dadurch das verfügbare 
Haushaltseinkommen für den Erwerb 
von Gütern und Dienstleistungen, die 
teils gemeinsam genutzt werden, re-
duziert. Daher ist zu erwarten, dass er-
werbsfähige Leistungsberechtigte nicht 
nur auf eine eigene Sanktion reagieren, 
sondern auch auf eine Sanktion der 
Partnerin oder des Partners. Um die Ein-
kommenseinbußen ganz oder teilweise 
auszugleichen, könnten sie intensiver 
nach einer Arbeit oder einer Ausbildung 
suchen. Womöglich sind sie auch eher 
bereit, niedrigere Arbeitsentgelte zu ak-
zeptieren als dies ohne die Sanktion der 
Partnerin oder des Partners der Fall wäre.

Wirkungen von Sanktionen in Paarbedarfsgemeinschaften

Schnellere Arbeitsaufnahme 
und Vermeidung eigener 
Sanktionen?
von Gerard J. van den Berg, Arne Uhlendorff, Markus Wolf und Joachim 
Wolff



Die hier vorgelegte Studie gibt zum einen Antwor-
ten auf die Frage, ob die eigene Sanktion bewirkt, 
dass erwerbsfähige Leistungsberechtigte in Paar-
bedarfsgemeinschaften schneller eine versiche-
rungspflichtige Beschäftigung aufnehmen. Sie lie-
fert zum anderen erstmals Erkenntnisse, ob solche 
Wirkungen von der Sanktion gegen den Partner 
oder die Partnerin (kurz Partner-Sanktion) ausge-
hen – hierzu lag bislang keine Evidenz vor.

Stichprobe und 
Untersuchungsgegenstand

Die Analyse beruht auf administrativen Daten von 
25- bis 55-jährigen erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten in Paarbeziehungen, die von April 2008 
bis März 2013 in den Grundsicherungsleistungsbe-
zug übergegangen sind, ohne gleichzeitig versiche-
rungspflichtig beschäftigt zu sein. Ihre Übergänge 
in Beschäftigung wurden bis zum Ende des Jahres 
2015 analysiert.

Im Untersuchungszeitraum galten striktere Sank-
tionsregeln als in den Jahren 2020 bis 2026 bei 
Pflichtverletzungen nach § 31 SGB II. Die Sank-
tionsdauer belief sich auf drei Monate. Bei einer 
ersten Sanktion innerhalb eines Jahres wurden 
die Grundsicherungsleistungen der betroffenen 
Person um 30 Prozent des maßgebenden Regelbe-
darfs1 gemindert. Lag nach dem ersten ein wieder-
holter Pflichtverstoß nach § 31 SGB II vor, konn-
te das zuständige Jobcenter eine Sanktion für ab 
25-Jährige in Höhe von 60 Prozent des maßgeben-
den Regelbedarfs verhängen. Bei weiteren Pflicht-
verstößen innerhalb eines Jahres war als Sanktion 
der Wegfall der gesamten Grundsicherungsleis-
tung vorgesehen.

Im Folgenden werden mit Übergangsratenmo-
dellen die Wirkungen der ersten eigenen Sanktion 
und der ersten Sanktion gegen den Partner oder die 
Partnerin innerhalb der Leistungsbezugsperiode 
auf die Übergangsrate in versicherungspflichtige 
Beschäftigung untersucht. Zudem wird analysiert, 
inwieweit eine Partner-Sanktion die Übergangsrate 
von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in eine 
erste Sanktion beeinflusst. Details zum Datensatz 
und zur Methodik, mit der die Wirkungen der eige-
nen und der Sanktion gegen einen Partner oder eine 
Partnerin ermittelt wurden, finden sich in Infobox 1.

Tabelle T1 zeigt die Fallzahlen der verwendeten 
Stichprobe und den Anteil von ersten eigenen Sank-
tionen und Partner-Sanktionen sowie von Über-
gängen in versicherungspflichtige Beschäftigung 
für Frauen und Männer getrennt. Bei Männern in 
den Paarhaushalten tritt mit einem Anteil von 5,6 
Prozent häufiger eine erste eigene Sanktion auf 
als bei ihren Partnerinnen mit einem Anteil von 
3 Prozent. Geschlechterunterschiede in der Sank-
tionswahrscheinlichkeit haben bereits Wolff und 
Moczall (2012) sowie Knize (2021) festgestellt. Für 
Frauen liegt der Anteil der Übergänge in versiche-
rungspflichtige Beschäftigung im Untersuchungs-
zeitraum bei 16,4 Prozent, also weit niedriger als 
für ihre Partner mit 44,7 Prozent.

Anmerkung: Die Prozentanteile werden angegeben für Perioden des Leistungsbezugs bei gleichzeitiger Beschäf-
tigungslosigkeit die zwischen April 2008 und März 2013 beginnen und die spätestens Ende 2015 rechtszensiert 
werden.
Quelle: van den Berg/Uhlendorff/Wolf/Wolff (2025).

Fallzahlen der Zugangsstichprobe sowie Anteil der Übergänge in eine erste 
Sanktion wegen Pflichtverletzungen nach § 31 SGB II und Anteil der Übergänge 
in Beschäftigung in Prozent

T1

  Frauen Männer
Anteil eigene erste Sanktion 3,0 5,6
Anteil erste Sanktion der Partnerin/des Partners 5,6 3,0
Anteil beide mit erster Sanktion 1,1
Anteil Übergänge in versicherungspflichtige Beschäftigung 16,4 44,7
Anzahl der Beobachtungen 356.510 356.510

  Frauen Männer

Alter in Jahren 37,9 40,5
Höchster Berufsausbildungsabschluss
keiner 45,6 44,6
betrieblich oder schulisch 33,9 41,5
akademisch 3,5 3,6
Kinder im Alter von ... im Haushalt
bis zu 2 Jahren 7,8
3 bis 5 Jahren 20,9
6 bis 17 Jahren 49,5

Quelle: van den Berg/Uhlendorff/Wolf/Wolff (2025).

Zusammensetzung der Zugangsstichprobe – ausgewählte Merkmale
Durchschnitt, Anteile in Prozent

T2

1	 Der maßgebende Regelbedarf ist die maximal mögliche Leistung, 
die erwerbsfähige Leistungsberechtigte für die täglichen Ausgaben 
(z. B. für Nahrung, Kleidung, Körperpflege oder Haushaltsgeräte) 
erhalten können. Wegen der Anrechnung von anderen Einkom-
men kann der tatsächlich ausgezahlte Regelbedarf geringer aus-
fallen. Neben dem Regelbedarf erhalten erwerbsfähige Leistungs-
berechtigte noch andere Leistungen insbesondere für Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung.
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Sanktion, kann dies ebenso dazu beitragen, dass 
die Arbeitsuche (weiter) intensiviert wird und die 
Konzessionsbereitschaft der Arbeitsuchenden 
(weiter) zunimmt (Ex-post-Effekt). Eine raschere 
Aufnahme einer Erwerbsarbeit und damit eine 
gesteigerte Übergangsrate in Beschäftigung sind 
die Folge.

In Paarbeziehungen, in denen beide Partner 
Leistungen beziehen und Arbeit suchen, sind recht 
unterschiedliche Folgen von Sanktionen denkbar 
(die folgenden Ausführungen konzentrieren sich 
auf Ex-post-Effekte). Weil die Sanktion das Haus-
haltseinkommen reduziert, ist in einem Haushalt, 
deren Mitglieder gemeinsam wirtschaften, auch 
der Partner oder die Partnerin der sanktionierten 
Person betroffen. Zudem könnte das Jobcenter ver-
stärkt für beide Partner überprüfen, ob sie sich an 

Tabelle T2 zeigt die Zusammensetzung der Stich-
probe nach Alter, Berufsausbildung und Alter der 
Kinder. Frauen sind mit 37,9 Jahren im Schnitt et-
was jünger als ihre Partner mit 40,5 Jahren. Der An-
teil der Personen mit einer akademischen Ausbil-
dung ist sehr gering. 45,6 Prozent der Frauen und 
44,6 Prozent der Männer haben keinen Berufsaus-
bildungsabschluss. In 7,8 Prozent der Fälle handelt 
es sich um Eltern von Kindern im Alter von bis zu 
2 Jahren. 20,9 Prozent haben Kinder im Alter von 
3 bis 5 Jahren und 49,5 Prozent haben Kinder im 
Alter von 6 bis 17 Jahren.

Für die Analyse spielen Kinder im Haushalt eine 
wichtige Rolle. Denn die Betreuungsmöglichkeiten 
und damit die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
können beeinflussen, wie sehr sich Eltern infolge 
einer Sanktion verstärkt um die Aufnahme einer 
Arbeit bemühen und konzessionsbereiter bezüglich 
der Arbeitsbedingungen sein können.

Vorüberlegungen zur Wirkung der 
eigenen Sanktion und der Sanktion 
gegen einen Partner oder eine Partnerin

Bevor die durch die Verweildaueranalyse ermit-
telten Wirkungen einer eigenen Sanktion und der 
Sanktion einer Partnerin oder eines Partners auf 
die Übergangsraten vorgestellt werden, hier zu-
nächst einige theoretische Überlegungen. Arbeits-
suchmodellen entsprechend sind folgende Sankti-
onswirkungen zu erwarten, wenn nur die eigene 
Sanktion und Alleinlebende betrachtet werden: 
Wenn das zuständige Jobcenter regelmäßig über-
prüft, inwieweit arbeitsuchende Leistungsbezie-
hende sich an ihre Pflichten halten (beispielswei-
se sich häufig genug auf Stellen zu bewerben oder 
an einer Fördermaßnahme teilzunehmen), ist es 
möglich, dass im Falle eines beobachteten Versto-
ßes eine Sanktion in Kraft tritt, weil Leistungsbe-
ziehende ohne guten Grund einer solchen Pflicht 
nicht nachkommen.

Allein die Sanktionsmöglichkeit kann dazu füh-
ren, dass sich Leistungsbeziehende stärker um 
eine Erwerbsarbeit bemühen und bei der Aufnah-
me einer Arbeit zu mehr Konzessionen bezüglich 
der Arbeitsbedingungen bereit sind, um die Leis-
tungsminderung aufgrund einer Pflichtverletzung 
zu vermeiden (Ex-ante-Effekt). Kommt es zu einer 

Daten und Methodik

Datengrundlage

Die Studie nutzt Personendaten der Integrierten Erwerbsbiografien (IEB) und der Leis-
tungshistorik Grundsicherung (LHG) sowie weitere Prozessdatensätze. Sie beruht auf ei-
ner Grundgesamtheit von Paarbedarfsgemeinschaften, in denen beide Partner im Zeit-
raum von April 2008 bis März 2013 eine Periode des Grundsicherungsleistungsbezugs 
begonnen haben, ohne einer versicherungspflichtigen Beschäftigung, einer längeren 
Weiterbildung oder einer durch Einstiegsgeld geförderten Selbstständigkeit nachzuge-
hen. Es wurden nur Paare berücksichtigt, wenn beide Partner arbeitsuchend gemeldet 
waren. Der Beobachtungszeitraum endet zum 31. Dezember 2015.

Die Daten der LHG ermöglichen die Identifikation von Partner und Partnerin in einer 
Bedarfsgemeinschaft. In der Analyse wurden nur heterosexuelle Paare untersucht, um 
unterschiedliche Wirkungen der Sanktionen für Männer und Frauen in einer Paarbe-
darfsgemeinschaft zu bestimmen. Es wurden nur Paare untersucht, wenn beide Partner 
ein Alter von 25 bis 55 Jahren zu Beginn der Periode des Grundsicherungsleistungsbe-
zugs erreicht hatten. Da im Untersuchungszeitraum striktere Sanktionsregeln für unter 
25-Jährige in Kraft waren, stellt die Altersuntergrenze von 25 Jahren sicher, dass für 
alle untersuchten Personen die gleichen Sanktionsregeln galten. Ältere wurden insbe-
sondere deshalb ausgeschlossen, weil ihre Sanktionswahrscheinlichkeit sehr gering ist. 
Insgesamt enthält die Stichprobe mehr als 315 Tsd. Paare mit mehr als 356 Tsd. Grund-
sicherungsperioden. Für diese Personen wurde bestimmt, wann die erste Sanktion we-
gen Pflichtverletzungen nach § 31 SGB II nach Beginn einer Grundsicherungsperiode 
und wann ein Übergang in versicherungspflichtige Beschäftigung stattfand.

Methodik

Die Sanktionseffekte wurden mit einer Verweildaueranalyse nach dem Timing-of-
Events-Ansatz nach Abbring/van den Berg (2003) geschätzt, der simultan die Dauern 
bis zum Übergang in die erste Sanktion und bis zum Übergang in die erste versiche-
rungspflichtige Beschäftigung für jeden der beiden Partner modelliert. Alle (täglichen) 
Übergangsraten werden dabei von einer Reihe von Variablen beeinflusst: Unter ande-
rem hängen die Übergangsraten in eine Sanktion von der Sanktion einer Partnerin oder 
eines Partners ab und zwar ab dem Zeitpunkt, an dem diese Sanktion in Kraft trat. Die 
Übergangsraten in Beschäftigung werden von der Sanktion des Partners oder der Part-
nerin und von der eigenen Sanktion ab dem Zeitpunkt des Eintritts dieser Sanktionen 
determiniert. Die Datenaufbereitung sowie die Programmierung und Anwendung der 
Methodik für diese Analysen waren mit einem sehr hohen Zeitaufwand verbunden, was 
die ältere Datengrundlage erklärt. Weitere Details zu den Daten und der Methodik sind 
in van den Berg et al. (2025) dokumentiert.
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ihre Pflichten halten. Wenn beide Partner sich so 
verhalten, dass das Jobcenter früher oder später 
eine Pflichtverletzung feststellen könnte, könnten 
beide infolge einer eigenen Sanktion ihre Arbeitsu-
che intensivieren und zu größeren Konzessionen 
bereit sein, sodass ihre Übergangsraten in Beschäf-
tigung steigen.

Anders als bei Alleinstehenden kann es jedoch 
sein, dass Leistungsbeziehende weniger stark auf 
eine eigene Sanktion reagieren, da deren Auswir-
kungen durch das Paar gemeinsam getragen wer-
den können. Eine Sanktion gegen den Partner oder 
die Partnerin wiederum kann ähnlich auf die Be-
schäftigungsübergangsrate wirken wie eine eige-
ne Sanktion. Allerdings ist es plausibel, dass eine 
solche Partner-Sanktion die eigene Übergangsra-
te in Beschäftigung weniger stark beeinflusst als 
eine eigene Sanktion. Denn Letztere wird in der 
Regel damit verbunden sein, dass die zuständige 
Integrationsfachkraft versucht, die Bemühungen 
der sanktionierten Person um die Aufnahme einer 
Beschäftigung zu verstärken.

Es sind weitere Möglichkeiten denkbar, wie sich 
eine Sanktion gegen den Partner oder die Partnerin 
auswirken könnte. Angenommen, eine erwerbsfä-
hige Leistungsberechtigte in einem Paarhaushalt 
verfügt über keine Berufsausbildung. Ihr Partner 
verfügt hingegen über eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung, sodass er bei einer Arbeitsaufnahme 

im Regelfall höher entlohnt würde als seine Partne-
rin. Seine ökonomische Machtposition wäre damit 
stärker. Er könnte daher im Falle einer Sanktion 
gegen seine Partnerin gegebenenfalls durchsetzen, 
dass in erster Linie sie ihren Konsum einschränken 
muss. Er selber wäre dann kaum davon betroffen 
und müsste sein Arbeitssuchverhalten nicht än-
dern.

Ein anderes Beispiel wäre, wenn die Partnerin 
sich vor allem um die Erziehung kleiner Kinder 
kümmert und daher kaum nach Arbeit sucht, wäh-
rend sich ihr Partner intensiv um eine Arbeitsauf-
nahme bemüht. In diesem Fall könnte eine Sankti-
on gegen sie zwar dazu führen, dass sie intensiver 
nach Arbeit sucht, ihr Partner aber sein Verhalten 
nicht ändert, weil er kaum Möglichkeiten hat, die 
Arbeitsuche weiter zu forcieren. Unter Umstän-
den sucht er sogar weniger intensiv nach Arbeit, 
weil nun seine Partnerin verstärkt nach einer Be-
schäftigung sucht, eher eine Arbeit aufnimmt und 
dadurch weniger Zeit für die Sorgearbeit aufwen-
den kann. Es sind also durchaus Konstellationen 
denkbar, in denen eine Partner-Sanktion einen 
positiven Einfluss auf den eigenen Übergang in 
Beschäftigung hat. Unter Umständen hat sie aber 
keine oder sogar eine negative Wirkung.

Wirkungen der eigenen Sanktion und der 
Partner-Sanktion

Welche Effekte den Schätzungen zufolge von ei-
ner ersten eigenen Sanktion und von einer ersten 
Sanktion gegen einen Partner oder eine Partnerin 
ausgehen, zeigt Abbildung A1. Bei Frauen steigt 
die Übergangsrate in Beschäftigung, wobei dieser 
Anstieg bei der eigenen Sanktion rund 32 Prozent 
beträgt und bei der Partner-Sanktion mit 22,6 Pro-
zent etwas niedriger ausfällt. Für Männer betragen 
die entsprechenden Wirkungen 36,3 Prozent und 
0,5 Prozent. Die Sanktion gegen die Partnerin lässt 
also die Übergangsrate von Männern in Beschäf-
tigung im Schnitt nahezu unverändert und der 
Effekt ist statistisch insignifikant. Wie bereits er-
wähnt, können die Effekte einer Partner-Sanktion 
auf die Übergangsrate in Beschäftigung also unter-
schiedlich ausfallen.

Inwiefern beeinflusst nun eine Sanktion gegen 
den Partner oder die Partnerin die Übergangsrate 

Statistisch signifikante Änderungen sind mit * gekennzeichnet (mind. 10 %-Signifikanzniveau).
Lesebeispiel: Die Übergangsrate in versicherungspflichtige Beschäftigung fällt wegen einer eigenen ersten Sank-
tion für Frauen in einer Paarbedarfsgemeinschaft um 31,9 Prozent höher aus als ohne die eigene erste Sanktion. 
Aufgrund einer ersten Sanktion gegen ihren Partner, steigt ihre Beschäftigungsübergangsrate um 22,6 Prozent. 
Beide Effekte sind statistisch signifikant.
Quelle: van den Berg/Uhlendorff/Wolf/Wolff (2025).  Grafik: IAB

Übergangsrate in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung aufgrund 
von Sanktionen nach § 31 SGB II
Veränderung in Prozent

A1

Wirkung der eigenen Sanktion Wirkung der Partner-Sanktion

Frauen Männer

31,9*

36,3*

22,6*

0,50
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in die erste eigene Sanktion2 Sie fällt für Frauen um 
mehr als 81 Prozent und für Männer um mehr als 78 
Prozent niedriger aus als ohne Partner-Sanktion (vgl. 
Abbildung A2). Die Partner-Sanktion führt also dazu, 
dass es unwahrscheinlicher wird, dass bei erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten ein Pflichtverstoß 
nach § 31 SGB II auftritt, der zu einer Sanktion führt.

Dafür kann es verschiedene Erklärungen geben, 
einige seien hier angeführt. Beispielsweise ist es 
plausibel, dass Leistungsberechtigten aufgrund ei-
ner Sanktion gegen den Partner oder die Partnerin 
die Konsequenzen einer Pflichtverletzung stärker 
bewusst werden und sie tendenziell stärker darauf 
achten, eigene Pflichtverletzungen zu vermeiden. 
Womöglich auch aus dem Grund, keine weitere 
Reduktion des Haushalteinkommens zu erleben. 
Denkbar wäre zudem, dass die Integrationsfach-
kräfte der Jobcenter zumindest vorübergehend 
von Sanktionen bei Pflichtverletzungen absehen, 
beispielsweise weil mehrere aufeinanderfolgende 
Sanktionen zu besonderen Härten für den betrof-
fenen Haushalt führen könnten.

Wenn Kinder in unterschiedlichem Alter im 
Haushalt leben und zu betreuen sind, können die 
Effekte von Sanktionen variieren. Abbildung A3 
(auf Seite 6) zeigt die Analyseergebnisse für Frau-
en, wenn Sanktionswirkungen nach dem Alter 
der Kinder differenziert werden. Die eigene ers-
te Sanktion führt für Frauen ohne minderjährige 
Kinder im Paarhaushalt zu einer um rund 29 Pro-
zent höheren Übergangsrate in Beschäftigung. Für 
eine Mutter mit Kindern im Alter von weniger als  
3 Jahren ist der Effekt um mehr als 55 Prozent-
punkte niedriger, sodass die Übergangsrate in 
Beschäftigung aufgrund der Sanktion sogar sinkt 
(allerdings nicht statistisch signifikant). Für Frau-
en mit Kindern im Alter ab 3 Jahren unterscheidet 
sich die Sanktionswirkung nicht statistisch signi-
fikant von der Sanktionswirkung für Frauen ohne 
minderjährige Kinder im Haushalt.

Infolge einer Partner-Sanktion steigt die Über-
gangsrate in Beschäftigung für Frauen ohne min-
derjährige Kinder im Haushalt. Dieser Effekt ist 

mit rund 12 Prozent weniger als halb so stark wie 
bei einer eigenen Sanktion. Abweichend davon er-
gibt sich bei Kindern unter 3 Jahren im Haushalt 
ein um 37 Prozentpunkte niedrigerer und damit 
negativer Gesamteffekt, der statistisch signifikant 
ist. Wenn Kinder im Alter von 3 bis 5 Jahren im 
Haushalt leben, ist der Effekt der Partner-Sanktion 
auf die Beschäftigungsübergangsrate um 25,7 Pro-
zentpunkte höher, als wenn keine Kinder im Haus-
halt leben, bei 6- bis 17-jährigen Kinder im Haus-
halt um 22,3 Prozentpunkte höher.

Die entsprechenden Befunde für Männer sind in 
Abbildung A4 (auf Seite 6) dargestellt. Der Effekt 
der eigenen Sanktion auf die Übergangsrate in ver-
sicherungspflichtige Beschäftigung ist für Männer 
ohne minderjährige Kinder mit rund 25,7 Prozent 
etwas niedriger als für Frauen. Anders als bei Frau-
en bleibt er nahezu gleich, wenn Kinder im Alter 
von bis zu 2 Jahren im Haushalt leben. Mit 3- bis 
5-jährigen und 6- bis 17-jährigen Kindern ist er um 
10,2 beziehungsweise 13,5 Prozentpunkte höher.

Bei einer Sanktion der Partnerin geht die Über-
gangsrate in Beschäftigung bei Männern ohne 
minderjährige Kinder im Haushalt zurück. Dieser 
Effekt ist allerdings nicht statistisch signifikant. 
Leben Kinder im Alter von bis zu 2 Jahren im Haus-
halt, ist der Effekt um 12,7 Prozentpunkte niedriger, 
wobei diese Abweichung statistisch signifikant ist. 
Bei 3- bis 5-jährigen Kindern im Haushalt ist die 
Abweichung gering und insignifikant, während 

2	 Eine Übergangsrate in eine erste Sanktion beschreibt zu einem 
Zeitpunkt im Leistungsbezug den Anteil der Leistungsberechtig-
ten, die innerhalb eines Tages erstmals selber sanktioniert werden. 
Sie kann für jeden Zeitpunkt im Leistungsbezug bestimmt werden, 
soweit Beobachtungen von Leistungsberechtigten zu diesem Zeit-
punkt in der Stichprobe vorliegen.

Statistisch signifikante Änderungen sind mit * gekennzeichnet (mind. 10 %-Si-
gnifikanzniveau).
Lesebeispiel: Die Übergangsrate in eine erste eigene Sanktion fällt für Frauen 
aufgrund einer ersten Sanktion gegen ihren Partner um 81,3 % niedriger aus 
also ohne diese Partnersanktion. Der Effekte ist statistisch signifikant.
Quelle: van den Berg/Uhlendorff/Wolf/Wolff (2025)  Grafik: IAB

Übergangsrate in eine erste Sanktion nach § 31 SGB II 
aufgrund der Sanktion der Partnerin/des Partner
Veränderung in Prozent

A2

Wirkung der Partner-Sanktion

–81,3* –78,2*

Frauen Männer
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sie bei 6- bis 17-jährigen Kindern positiv ausfällt. 
Dennoch bleibt der Gesamteffekt der Sanktion ge-
gen die Partnerin für Männer nahe null. Sie spielt 
damit für Männer keine so große Rolle wie eine 
Sanktion des Partners für Frauen.

Die Befunde zu Sanktionen der Partnerin oder 
des Partners, wenn unter 3-jährige Kinder im 
Haushalt leben, sprechen sowohl bei Männern 
als auch bei Frauen dafür, dass sie mehr Zeit für 
Kinderbetreuung aufbringen und weniger intensiv 
nach Arbeit suchen. Ein möglicher Grund dafür 
kann sein, dass der Partner oder die Partnerin auf-
grund der Sanktion intensiver nach Arbeit sucht, 

weil das Jobcenter die Einhaltung der Pflichten 
stärker kontrollieren könnte. Mütter von unter 
3-jährigen Kindern werden allerdings selten sank-
tioniert. Teils betrafen Sanktionen diese Mütter 
im Untersuchungszeitraum auch nicht, denn die 
Aufnahme einer Arbeit oder Teilnahme an einer 
Maßnahme galten als nicht zumutbar, wenn da-
durch die Erziehung des Kindes gefährdet würde. 
Die entsprechenden Effektschätzungen basieren 
somit auf kleinen Fallzahlen.

Fazit

Die vorliegende Studie zu Sanktionen in Paarbe-
darfsgemeinschaften hat einige neue Erkenntnis-
se hervorgebracht. Eigene Sanktionen erhöhen 
die Übergangsrate in versicherungspflichte Be-
schäftigung für beide Partner in einem Paarhaus-
halt. Bei Sanktionen gegen den Partner oder die 
Partnerin steigt die Übergangsrate in Beschäfti-
gung nur bei Frauen, wenn auch weniger stark 
als aufgrund einer eigenen Sanktion. Kinder im 
Haushalt verändern die Sanktionseffekte für Frau-
en maßgeblich: Ihre Übergangsraten in Beschäf-
tigung nehmen aufgrund einer Partner-Sanktion 
signifikant ab, wenn bis zu 2-jährige Kinder im 
Haushalt leben. Leben Kinder im Alter von mehr 
als 3 Jahren im Haushalt, ändert das die Effekte 
von eigenen Sanktionen und Partner-Sanktionen 
auf die Übergangsraten in Beschäftigung teils 
nicht beziehungsweise erhöht sie in einigen der 
untersuchten Fälle.

Die Untersuchungsergebnisse zeigen: Die Vor-
stellungen darüber, wie Sanktionen das Arbeits-
suchverhalten und die Übergangsraten in Beschäf-
tigung von alleinlebenden Personen beeinflussen, 
lassen sich auf Personen in Paarhaushalten nur 
teilweise übertragen. Die Art und Weise, wie Per-
sonen in Paarhaushalten auf Sanktionen reagie-
ren, ist komplex und kann von verschiedenen 
Faktoren abhängen. Dazu gehören die Kinder-
betreuung, unterschiedliche Erfolgsaussichten 
der Partnerin oder des Partners am Arbeitsmarkt 
sowie die damit verbundene unterschiedliche Ver-
handlungsmacht im Hinblick auf Entscheidungen 
im Haushalt. Veränderungen des Verhaltens der 
zuständigen Integrationsfachkräfte in den Jobcen-
tern können ebenso eine Rolle spielen: Sie könn-

Statistisch signifikante Änderungen sind mit * gekennzeichnet (mind. 10 %-Signifikanzniveau).
Lesebeispiel: Die Übergangsrate in versicherungspflichtige Beschäftigung von Frauen ohne Kinder im Haushalt 
fällt wegen einer eigenen ersten Sanktion um 28,8 Prozent höher aus als ohne die eigene erste Sanktion. Mit 
Kindern im Alter bis zu 2 Jahren ist der Effekt um 55,2 Prozentpunkte niedriger. Beide Schätzwerte sind statis-
tisch signifikant.
Quelle: van den Berg/Uhlendorff/Wolf/Wolff (2025).  Grafik: IAB

Sanktionswirkung auf die Übergangsrate in versicherungspflichtige  
Beschäftigung für Frauen mit und ohne Kinder im Haushalt

A3

Effekt in Prozent, wenn keine minderjährigen 
Kinder im Haushalt leben

Abweichung von dem Effekt in Prozentpunkten bei ... im Haushalt

0- bis 2-jährigen Kindern

3- bis 5-jährigen Kindern

6- bis 17-jährigen Kindern

Wirkung der eigenen Sanktion Wirkung der Partner-Sanktion

22,3*

25,7*

–37,0*

11,9*

8,0

–7,9

–55,2*

28,8*

Effekt in Prozent, wenn keine minderjährigen 
Kinder im Haushalt leben

Abweichung von dem Effekt in Prozentpunkten bei ... im Haushalt

0- bis 2-jährigen Kindern

3- bis 5-jährigen Kindern

6- bis 17-jährigen Kindern

Statistisch signifikante Änderungen sind mit * gekennzeichnet (mind. 10 %-Signifikanzniveau).
Lesebeispiel: Die Übergangsrate in versicherungspflichtige Beschäftigung von Männern ohne Kinder im Haus-
halt fällt wegen einer eigenen ersten Sanktion um 25,7 Prozent höher aus als ohne die eigene erste Sanktion. 
Mit Kindern bis zu 2 Jahren ist der Effekt um 1,8 Prozentpunkte höher. Nur der erste der beiden Schätzwerte ist 
statistisch signifikant.
Quelle: van den Berg/Uhlendorff/Wolf/Wolff (2025).  Grafik: IAB

Sanktionswirkung auf die Übergangsrate in versicherungspflichtige  
Beschäftigung für Männer mit und ohne Kinder im Haushalt
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men, nun eher als vor der Reform einhalten wer-
den, soweit sie das nicht ohnehin schon taten.

Für Paarbedarfsgemeinschaften sollten die Job-
center Härtefallsituationen besonders bedenken – 
gerade wegen der teils seit dem 1. Juli 2026 wieder 
höheren und teils sehr hohen Leistungsminderun-
gen bis hin zur Einstellung der Leistungen. Hohe 
Leistungsminderungen können hier zu besonde-
ren Härten – wie ein Sperren der Energieversor-
gung – führen, wenn eine Verstärkung der Arbeit-
suche nur eingeschränkt möglich ist. Laut SGB II 
ist dies zu berücksichtigen und unter Umständen 
von einer Leistungsminderung abzusehen.

Bei Sanktionen in Paarhaushalten können die 
Folgen durch die Partnerin und den Partner auch 
dadurch getragen werden, dass bei Frauen eine 
Partner-Sanktion den Übergang in Beschäftigung 
verstärkt. Darüber hinaus können in Paarhaushal-
ten Grundsicherungsleistungen der Nichtsankti-
onierten die Leistungsminderungen durch eine 
Partner-Sanktion abfedern. Vorausgesetzt, ein Paar 
wirtschaftet gemeinsam, muss der oder die Sankti-
onierte ihren eigenen Konsum voraussichtlich we-
niger einschränken, als dies bei Alleinstehenden 
der Fall wäre. Anders als in Paarhaushalten wür-
den bei Alleinstehenden zudem nach den neuen 
Regeln bei drei direkt aufeinanderfolgenden ver-
passten Terminen auch die Leistungen für Unter-
kunft und Heizung eingestellt werden, wenn nach 
§ 7b Abs. 4 SGB II von der Nichterreichbarkeit einer 
Person auszugehen ist. In Mehrpersonen-Bedarfs-
gemeinschaften würden diese Mittel dann den an-
deren Haushaltsmitgliedern zur Verfügung gestellt.

Insofern gilt für Mehrpersonen-Bedarfsgemein-
schaften, dass sie nicht nur die Lasten aufgrund 
einer Sanktion auf mehrere Schultern verteilen 

ten aufgrund einer Sanktionierung der Partnerin 
oder des Partners versuchen, die Maßnahmen zur 
Wiedereingliederung einer dieser Personen oder 
gar beider in den Arbeitsmarkt zu verstärken.

Die Befunde geben klar den Hinweis, dass Sank-
tionen gegen den Partner oder die Partnerin die 
eigene Übergangsrate von erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten in eine Sanktion wegen Pflicht-
verletzungen nach §  31 SGB  II stark reduzieren. 
Das dürfte insbesondere darauf zurückzuführen 
sein, dass in einer Paarbeziehung beide versu-
chen, eine weitere temporäre Verringerung ihrer 
Leistungen zu vermeiden. Außerdem könnte eine 
Sanktion gegen den Partner oder die Partnerin dem 
jeweils anderen die Konsequenzen von Pflichtver-
letzungen verdeutlichen. Indem sie stärker dar-
auf achten, ihren im SGB II geregelten Pflichten 
nachzukommen, kommt es zu einem Ex-ante- 
Effekt. Dass solche Effekte im Falle einer erhöhten 
Sanktionswahrscheinlichkeit bei erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten auftreten, hat Wolf (2024) 
bereits gezeigt. Denkbar wäre allerdings auch, 
dass Integrationsfachkräfte stärker versuchen, die 
sanktionierte und weniger die nicht sanktionierte 
Person durch geeignete Maßnahmen wieder in den 
Arbeitsmarkt einzugliedern.

Der wiederholte Hinweis auf Ex-ante-Effekte 
ist für die gerade in Kraft getretene Reform von 
Bedeutung, die bei Pflichtverletzungen nun strik-
tere Sanktionen vorsieht.3 Dies gilt auch ab dem 
zweiten Meldeversäumnis. Das erste zieht keine 
Leistungsminderung nach sich, könnte aber infol-
ge der Verschärfung der Regeln bei wiederholten 
Meldeversäumnissen bereits einen Ex-ante-Effekt 
haben.4 Insofern kann man davon ausgehen, dass 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte die im SGB II 
geregelten Pflichten nach §  31 SGB  II sowie die 
Pflicht, Termine mit dem Jobcenter wahrzuneh-

3	 Eine Pflichtverletzung nach §  31 SGB  II wie die Ablehnung 
einer Maßnahmenteilnahme führt seit 1. Juli 2026 zu einer 
Leistungsminderung in Höhe von 30 Prozent des maßgebenden 
Regelbedarfs für drei Monate. Zuvor waren es 10 Prozent für 
einen Monat, 20 Prozent für zwei Monate und 30 Prozent für 
drei Monate bei einer ersten, einer ersten weiteren und einer 
dritten oder sonstigen weiteren Pflichtverletzung. Eine weite-
re Pflichtverletzung lag vor, wenn der Start des vorangegange-
nen Minderungszeitraums nicht länger als ein Jahr zurücklag. 
Wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte eine zumutbare Ar-
beit nicht aufnehmen, kann der Regelbedarf ab 1. Juli 2026 für 
zwei Monate entfallen, soweit die Stelle weiter aufgenommen 
werden könnte. Zuvor galt das nur, wenn wiederholt eine zu-
mutbare Arbeit nicht aufgenommen wurde.

4	 Ab 1. Juli 2026 führt ein erstes Meldeversäumnis zu keiner Leis-
tungsminderung für erwerbsfähige Leistungsberechtigte. Bei un-
unterbrochenem Leistungsbezug führen weitere Meldeversäum-
nisse, wenn kein guter Grund für den verpassten Termin vorliegt, 
zu Leistungsminderungen in Höhe von 30 Prozent des maßgeben-
den Regelbedarfs für einen Monat. Anders verhält es sich bei drei 
direkt aufeinanderfolgenden verpassten Terminen während eines 
ununterbrochenem Leistungsbezugs. In diesem Fall wird zunächst 
für einen Monat der Regelbedarf nicht ausgezahlt. Meldet sich die 
betroffene Person in dem Monat beim Jobcenter, erfolgt eine Leis-
tungsminderung von 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs 
für einen Monat. Meldet sie sich nicht, wird nach § 7b Abs. 4 SGB II 
davon ausgegangen, dass sie nicht erreichbar ist und ihre Grund-
sicherungsleistungen entfallen. In Mehrpersonen-Bedarfsgemein-
schaften erhalten dann aber die anderen Haushaltsmitglieder die 
Leistungen für Unterkunft und Heizung der nicht erreichbaren 
Person. Vor dem 1. Juli 2026 führte ein Meldeversäumnis zu einer 
Sanktion in Höhe von 10 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs 
für einen Monat.
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können, sie fallen in diesem Fall sogar geringer 
aus. Bei Meldeversäumnissen in Form von drei 
aufeinanderfolgenden verpassten Terminen könn-
ten – vorausgesetzt die Bedürftigkeit besteht, aber 
die Person meldet sich trotzdem nicht – besonde-
re Härten verstärkt für Alleinstehende sowie un-
erwünschte Nebenwirkungen auftreten, wie von 
Knize et al. (2022) im Fall von sehr hohen Sankti-
onen beschrieben. Auch die Anpassung der Über-
gangsraten in Beschäftigung könnten sich deutlich 
von denen einer Person in derselben Lage in einem 
Paarhaushalt unterscheiden. Inwieweit das künf-
tig der Fall sein wird, obliegt weiterer Forschung.

Generell wird deutlich, dass sich Sanktionen für 
eine Person im Haushalt auch auf andere Haus-
haltsmitglieder auswirken. Hierzu erscheinen 
weitere Forschungsfragen als wichtig. So wurde 
in dieser Studie nicht beantwortet, wie sich die 
Partner-Sanktion auf die Beschäftigungsqualität, 
beispielsweise im Hinblick auf das Erwerbsein-
kommen, auswirkt. Dies ist angesichts der oben 
benannten potenziell negativen Auswirkungen von 
Sanktionen auf die Beschäftigungsqualität für eine 
Gesamtbeurteilung wichtig.

Zukünftige Forschung sollte außerdem genauer 
in den Blick nehmen, ob und wer in Paarhaushal-
ten stärker in Kontakt mit dem Jobcenter steht oder 
die administrative Kommunikation übernimmt. 
Das könnte auch für unterschiedliche Übergangs-
raten in eine Sanktion eine Rolle spielen oder für 
die Wahrscheinlichkeit, eine weitere Sanktionie-
rung nach einer Partner-Sanktion zu vermeiden.

Relevant ist zudem, wie sich die Sanktionierung 
eines Elternteils auf Kinder im selben Haushalt 
auswirkt. Das betrifft beispielsweise die Folgen 
für deren schulische Leistungen oder, bei Kindern 
in erwerbsfähigen Alter, die Auswirkungen auf die 
Aufnahme einer eigenen Beschäftigung und auf 
die Beschäftigungsqualität.

Die für solche Wirkungsanalysen erforderlichen 
umfangreichen und detaillierten Haushaltsdaten 
sind allerdings nicht verfügbar. Insbesondere In-
formationen zu Zielvariablen, die nicht in direk-
tem Zusammenhang mit Beschäftigung und Ar-
beitslosigkeit stehen, sind über Prozessdaten, wie 
sie in der vorliegenden Studie verwendet wurden, 
kaum oder nicht erfassbar. Die Wirkungen von 
Sanktionen könnten in diesen Fällen allenfalls 
über eine Verknüpfung von Befragungsdaten und 
administrativen Daten analysiert werden, was die 
Analysen herausfordernd gestaltet. Die Zahl der 
beobachteten Haushalte ist in derzeit verfügbaren 
Befragungsdatensätzen jedoch deutlich geringer, 
wodurch die praktische Umsetzbarkeit solcher 
Analysen eingeschränkt wird.
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